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Einzelplan 06 – Ministerium für Kultur und Wissenschaft 

Und: 

Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Haushaltsplan des 
Landes Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2018 
(Nachtragshaushaltsgesetz 2018) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 17/3400 
Ergänzung der Landesregierung 
Drucksache 17/4099 

Einzelplan 06 – Ministerium für Kultur und Wissenschaft 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 010, Titel 422 01 mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die 
Stimmen der Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen und AfD 
bei Enthaltung der Fraktion der SPD ab. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 010, Titel 427 01 mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die 
Stimmen der Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen und AfD 
bei Enthaltung der Fraktion der SPD ab. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 010, Titel 428 01 mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die 
Stimmen der Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen und AfD 
bei Enthaltung der Fraktion der SPD ab. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 010, Titelgruppe 60, 
Titel 547 60 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und 
FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von Bündnis 90/Die 
Grünen und AfD bei Enthaltung der Fraktion der SPD ab. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 010, Titelgruppe 60, 
Titel 812 60 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und 
FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von Bündnis 90/Die 
Grünen und AfD bei Enthaltung der Fraktion der SPD ab. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 010, Titelgruppe 61, 
Titel 547 61 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und 
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FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von Bündnis 90/Die 
Grünen und AfD bei Enthaltung der Fraktion der SPD ab. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 010, Titel 812 20 mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die 
Stimmen der Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen und AfD 
bei Enthaltung der Fraktion der SPD ab. 

Die Fraktion der SPD stellt ihren Änderungsantrag zu Kapitel 
06 027, Titel 684 70 noch nicht zur Abstimmung. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion der 
AfD zu Kapitel 06 027, Titel 684 70 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen 
gegen die Stimme der AfD ab. 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen stellt ihren 
Änderungsantrag zu Kapitel 06 027, Titel 684 70 noch nicht 
zur Abstimmung. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion der 
AfD zu Kapitel 06 030, Titel 686 52 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen 
gegen die Stimme der AfD ab. 

Der Ausschuss stimmt dem Änderungsantrag der Fraktionen 
der CDU und der FDP zu Kapitel 06 072, Titel 686 21 
einstimmig zu. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion der 
AfD zu Kapitel 06 100, Titel 685 53 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen 
gegen die Stimmen der AfD ab. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion der 
AfD zu Kapitel 06 100, Titel 685 56 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen 
gegen die Stimmen der AfD ab. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 100, Titel 685 59 (NEU) 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD 
gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und Bündnis 
90/Die Grünen ab. 
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Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 100, Titel 685 60 (NEU) 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD 
gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und Bündnis 
90/Die Grünen ab. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 100, Titel 685 61 (NEU) 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD 
gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und Bündnis 
90/Die Grünen ab. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 100, Titel 685 62 (NEU) 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD 
gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und Bündnis 
90/Die Grünen ab. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion der 
AfD zu Kapitel 06 100, Titelgruppe 73 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen 
gegen die Stimme der Fraktion der AfD ab. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion der 
AfD zu Kapitel 06 100, Titelgruppe 77 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen 
gegen die Stimme der Fraktion der AfD ab. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 750, Titel 685 10 mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD gegen 
die Stimmen der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen ab. 

Die Fraktion der SPD stellt ihren Änderungsantrag zu Kapitel 
06 680, Titel 685 10 noch nicht zur Abstimmung. 

b) Gesamtabstimmung zu Einzelplan 06 39 

Der Ausschuss stimmt Einzelplan 06 einschließlich der zuvor 
beschlossenen Änderungen mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und AfD zu. 

c) Nachtragshaushaltsgesetz 2018 39 
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Der Ausschuss stimmt dem Nachtragshaushaltsgesetz 2018, 
Drucksache 17/3400 inklusive Drucksache 17/4099, mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimme 
der Fraktion der AfD bei Enthaltung der Fraktionen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen zu. 

3 Konsultation der Monitoring-Stelle der UN-BRK in NRW zur 
Weiterentwicklung der Inklusion unmittelbar in der parlamentarischen 
Arbeit nutzen 40 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/2388 

Ausschussprotokoll 17/350 

Der Ausschuss kommt auf Vorschlag der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen einvernehmlich überein, kein Votum zu dem 
Antrag abzugeben. 

4 Gründungen fördern statt Programmbürokratie: Hochschul-
Gründerbudgets einführen 41 

Antrag 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 17/3795 

Der Ausschuss kommt auf Vorschlag der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen einvernehmlich überein, die Beratung 
zurückzustellen, bis der mitberatende Ausschuss ein Votum 
abgegeben hat. 

5 Gesetz zur Umsetzung der Pflegeberufereform in Nordrhein-Westfalen
 42 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 17/3775 

Der Ausschuss kommt einvernehmlich überein, sich 
nachrichtlich an der Anhörung des federführenden 
Ausschusses für Gesundheit und Soziales zu beteiligen. 

6 Verschiedenes 43 
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a) Ausschusssitzung am 5. Dezember 2018 43 

Der Ausschuss kommt einvernehmlich überein, am 5. 
Dezember 2018, 15:30 Uhr, zu tagen. 

b) Exzellenzcluster 43 

c) Belastungssituation von Pflegekräften 43 

* * *
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2  Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-

Westfalen für das Haushaltsjahr 2019 (Haushaltsgesetz 2019)  

Gesetzentwurf der Landesregierung  
Drucksache 17/3300  
Ergänzung der Landesregierung  
Drucksache 17/4100  

Vorlagen 17/1042/1254/1255/1288  

Einzelplan 06 – Ministerium für Kultur und Wissenschaft  

Und: 

Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Haushaltsplan des Lan-
des Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2018 (Nachtragshaushalts-
gesetz 2018)  

Gesetzentwurf der Landesregierung  
Drucksache 17/3400  
Ergänzung der Landesregierung  
Drucksache 17/4099  

Einzelplan 06 – Ministerium für Kultur und Wissenschaft  

Ministerin Isabel Pfeiffer-Poensgen (MKW) führt aus: 

Ich möchte zu Beginn darüber berichten, was sich gegenüber dem, was ich in der 
letzten Sitzung vorgestellt habe, noch an Änderungen ergeben hat. Dann kann das 
in die Gespräche mit einfließen. Wir haben uns im September das letzte Mal ge-
sprochen, als wir den Entwurf des Haushaltsplans eingebracht haben. Seitdem ha-
ben sich gewisse Änderungen ergeben.  

Wir haben die zahlreichen Fragen, die in der Sitzung gestellt wurden oder die im 
Nachgang schriftlich eingegangen sind, hoffentlich ausreichend beantwortet. Die 
Antworten müssten allen vorliegen.  

Es gibt eine Ergänzungsvorlage zum Entwurf des Haushaltsplans 2019. Ursächlich 
hierfür war die systembedingt erforderliche Anpassung des kommunalen Steuerver-
bundes ab 2018 an die Ist-Ergebnisse des Referenzzeitraumes. Außerdem waren 
die haushaltstechnischen Konsequenzen des Beschlusses der Landesregierung 
zum Maßnahmenpaket für ein leistungsstarkes Liegenschaftsmanagement umzu-
setzen. Das hat auch Auswirkungen auf den Haushalt. Darauf möchte ich ganz kurz 
eingehen: 

Die Neuveranschlagung der Mietausgabenbudgetierung ersetzt das alte Mietlisten-
verfahren und führt im Einzelplan 06 zu zwei neuen Titeln, die in der Ergänzung 
enthalten sind. 
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Der neue Titel 685 57 in Kapitel 06 100 heißt „Zuschüsse in Hochschulen im Rah-
men der Mietausgabenbudgetierung“. Veranschlagt ist eine Verpflichtungsermäch-
tigung in Höhe von 340 Millionen Euro. Gemäß Kabinettsbeschluss zum Maßnah-
menpaket für ein leistungsstarkes Liegenschaftsmanagement erhält das MKW jähr-
lich grundsätzlich eine VE von 200 Millionen Euro. In 2019 erfolgt zusätzlich die 
Veranschlagung von rund 140 Millionen Euro, die 2018 nicht in Anspruch genom-
men werden konnten. 

Es gibt einen zweiten neuen Titel in Kapitel 06 102. Das ist Titel 891 31 für die Zu-
schüsse für Investitionen an die Universitätskliniken zur Planung und Finanzierung 
neuer Baumaßnahmen. Hier sind 30 Millionen Euro als Ausgabeermächtigung ver-
anschlagt. 

Zusätzlich wurden neue Maßnahmen wie die Landesfinanzierung des Kompetenz-
zentrums Quantencomputing im Forschungszentrum Jülich in Höhe von 3 Millionen 
Euro veranschlagt.  

Aufgrund des erfreulichen Erfolgs der nordrhein-westfälischen Hochschulen im 
Wettbewerb der Förderlinie Exzellenzcluster wurden außerdem 3,8 Millionen Euro 
mehr im Vergleich zum ursprünglichen Haushaltsplanentwurf 2019 benötigt und 
ausgewiesen. 

Zusätzlich ist in der Ergänzungsvorlage schließlich eine Verpflichtungsermächti-
gung in Höhe von 12,5 Millionen Euro für die Umsetzung des Masterplans „Künstli-
che Intelligenz“ aufgenommen. 

Das sind alles wichtige und notwendige Veränderungen. Ich würde mich freuen, 
wenn Sie die mittragen.  

Im Anschluss komme ich auf den Nachtragshaushalt 2018 zu sprechen, weil es nur 
um einen einzigen Punkt geht. Es geht um die sogenannte Forschungsfabrik Batte-
riezellfertigung. Hierzu kann ich ein paar Hintergründe nennen:  

Der Bund hat für den Standortwettbewerb um die Forschungsfabrik sehr eng um-
grenzte Vorgaben gemacht. Eine Chance auf Förderung hat nur, wer in 2019 ein 
entsprechendes Grundstück mit Immobilie nachweisen kann. Es ist die Förderung 
einer einzigen physischen Forschungsfabrik und eines bundesweiten Forschungs-
netzwerkes geplant. Nordrhein-Westfalen hat sehr gute wissenschaftliche Voraus-
setzungen, um in diesem Wettbewerb gute Chancen zu haben. 

Der Bund verlangt, dass sowohl Grundstück als auch Immobilie bereitgestellt wer-
den. Um diese Forderung zu erfüllen, sind die ausgewiesenen 50 Millionen Euro 
notwendig. Zusätzlich werden durch die Landesregierung rund 50 Millionen Euro 
verfügbar gemacht.  

Das Ministerium der Finanzen hat das wichtige Thema in die Ergänzungsvorlage 
zum Nachtragshaushalt 2018 aufgenommen. Somit kann dem Bund unmittelbar das 
sehr ernsthafte Interesse, das wir natürlich schon verbal und per Brief geäußert ha-
ben, unterfüttert und deutlich gemacht werden. Diese Mittel stehen für diesen Zweck 
zur Verfügung und können auch 2019 eingesetzt werden. 
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Dr. Stefan Berger (CDU) legt dar, der Haushalt sei mit einem Gesamtvolumen von 
9,2 Milliarden Euro der umfangreichste Haushalt. Die Steigerung des Einzelplans 06 
gegenüber dem Vorjahr betrage überdurchschnittliche 5,6 % und stelle einen finanzi-
ellen Kraftakt mit einem klaren Fokus auf der Stärkung von Forschung und Lehre in 
Nordrhein-Westfalen dar.  

Auch die Mehrausgaben für Hochschulen in Höhe von 325 Millionen Euro unterstri-
chen den Willen der Koalitionsfraktionen, diesen Bereich dauerhaft ausweiten zu wol-
len. Die Digitalisierung werde mit 50 Millionen Euro angegangen. Auch Künstliche In-
telligenz, Hochschulmedizin und weitere Positionen würden gefördert. Im Zusammen-
spiel mit dem noch ausstehenden Hochschulgesetz werde so viel Freiheit und Geld 
wie noch nie ins nordrhein-westfälische Hochschulsystem gebracht.  

Die nordrhein-westfälische Wissenschaftslandschaft benötige viel Geld. Das erhalte 
sie. Es könne sogar noch mehr sein; die Finanzlage lasse jedoch keine weiteren Auf-
wüchse zu. Die schwarze Null stelle in den Haushaltsberatungen die Grundlage dar, 
um in den nächsten Jahren immer geringere Zinslasten zahlen zu müssen. 

Dietmar Bell (SPD) bedankt sich für die schriftliche Beantwortung der gestellten Fra-
gen und äußert sich positiv über die überdurchschnittliche Steigerung des Einzelplans 
06. Mit der Weiterführung der Hochschulvereinbarung und den zusätzlichen Mitteln 
werde die Zukunftsfähigkeit des Hochschulsystems gestärkt.  

Die Hochschullandschaft in Nordrhein-Westfalen habe im Rahmen des Exzellenzwett-
bewerbs hervorragend abgeschnitten. Insoweit könne man optimistisch auf die Per-
spektiven des Hochschul- und Forschungsstandortes Nordrhein-Westfalen schauen. 

Laut Koalitionsvereinbarung werde eine Verbesserung der Betreuungsrelation an den 
Hochschulen sowie eine Steigerung der Qualitätsverbesserungsmittel – die derzeit 
nicht im Haushalt eingestellt seien – angestrebt. Daran müssten sich die regierungs-
tragenden Fraktionen irgendwann messen lassen.  

Die Vorgängerregierung habe den Haushalt im Wissenschaftsbereich trotz einer 
schwierigeren Haushaltslage regelmäßig überproportional aufwachsen lassen. Diese 
Leistung werde nun fortgeschrieben. Das sei positiv.  

In einer der nächsten Sitzungen solle ausführlicher über die Fabrik für Batteriezellfor-
schung berichtet werden.  

Ministerin Isabel Pfeiffer-Poensgen (MKW) sagt dies zu. 

Dietmar Bell (SPD) kommt auf Änderungsanträge der SPD zu sprechen. Nach der 
Präsentation der Studierendenwerke im Ausschuss habe er auf eine Ansatzerhöhung 
für die Studierendenwerken gehofft. Da die SPD durchaus Handlungsbedarf sehe, 
habe sich die Fraktion die Forderung der Studierendenwerke zu eigen gemacht und 
fordere eine Erhöhung des allgemeinen Zuschusses um 12 Millionen Euro.  

Die SPD habe öffentlich vorgeschlagen, analog zum Projekt „Gute Schule 2020“ mit-
tels einer Finanzierung durch die NRW.BANK ein paralleles Projekt für die Sanierung 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 30 - APr 17/420 

Wissenschaftsausschuss 07.11.2018 
20. Sitzung (öffentlich)  
 
 
und den Neubau von Studierendenwohnungen aufzulegen. Das soziale Korrektiv der 
Studierendenwerke sei angesichts der überhitzten Mietmärkte wichtig.  

Der zweite Änderungsantrag betreffe den Studienstandort Gütersloh der Fachhoch-
schule Bielefeld. Die Landesregierung habe eine nicht hinreichende Steigerungsrate 
von 400.000 Euro etatisiert. Weitere 1,2 Millionen Euro sollten zusätzlich auf den Weg 
gebracht werden.  

Matthi Bolte-Richter (GRÜNE) bedauert, die Landesregierung haben ihren großen 
Spielraum nicht so genutzt, dass man von einem Schwerpunkt im Wissenschaftsbe-
reich sprechen könne, auch wenn die von der CDU benannten Bereiche Hochschul-
medizin und Digitalisierung durchaus die Zustimmung der Grünen fänden. 

Die Studierendenwerke hätten in ihren Stellungnahmen zum Haushalt klargemacht, 
bereits im vergangenen Jahr eine Erhöhung ihres allgemeinen Zuschusses gefordert 
zu haben. Es sei falsch, erneut keine Erhöhung vorzunehmen. Die Studierendenwerke 
erhielten keine aufgabengerechte Finanzierung mehr und benötigten bereits 2019 zu-
sätzliche Mittel. Alles andere führe zu einer Erhöhung der Beiträge und gehe damit 
zulasten der Studierenden. 

Der Änderungsantrag der Grünen enthalte einen profunden und mit Ausführungen der 
Studierendenwerke hinterlegten Vorschlag.  

Ein reines Programm über Kreditfinanzierung zur Förderung des Wohnraums für Stu-
dierende helfe nicht.  

Die Ministerin werde gebeten, etwas zur Zukunft des Graduierteninstituts auszuführen, 
nachdem die bis 2018 gewährleistete Anschubfinanzierung nun offenbar klanglos aus-
laufe. Die Fachhochschulen könnten das Graduierteninstitut nicht aus eigener Kraft 
finanzieren.  

Eine nennenswerte Erhöhung der Qualitätsverbesserungsmittel werde es wohl nicht 
geben. Dies müsse angesichts der guten Haushaltslage aber möglich sein. 

Die Änderungsanträge der Grünen bezögen sich auf verschiedene Projekte, bei denen 
Schwerpunkte gesetzt werden sollten. Das gelte beispielsweise für den Neosalafismus 
und die Friedens- und Konfliktforschung.  

Zur digitalen Ausstattung der Hochschulen und zur Einführung der digitalen Lehre rei-
che die Schaffung eines Digitalisierungsinstituts allein nicht aus.  

Insgesamt sei der Haushaltsentwurf nicht zustimmungsfähig, weil die Vision fehle. 

Helmut Seifen (AfD) freut sich über das große finanzielle Engagement der Landesre-
gierung im Bereich Forschung und Lehre. Dies bringe den Studien- und Forschungs-
standort Nordrhein-Westfalen nach vorn.  

Man müsse aber auch an die direkt betroffenen Menschen denken. Es verwundere 
sehr, dass die Studierendenwerke relativ schlecht wegkämen.  
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Die AfD-Fraktion habe in ihren Änderungsanträgen Einsparmöglichkeiten im Umfang 
von ca. 8 Millionen Euro aufgezeigt, ohne die Qualität von Forschung und Lehre zu 
beeinträchtigen.  

So könne beispielsweise der Ansatz im Gleichstellungsbereich verringert werden. Die 
Angst, dass Frauen ihre Gleichstellung nicht ohne diese Zusatzförderung erreichen 
könnten, habe die AfD-Fraktion nicht.  

Ebenso wenig müsse zusätzliches Geld für eine Europauniversität eingestellt werden. 
Für das Lernen von Fremdsprachen, den Wechsel zwischen Universitäten etc. gebe 
es das ERASMUS Programm und ähnliches. Mittel doppelt oder dreifach für etwas 
bereits Vorhandenes aufzuwenden, halte die AfD nicht für sinnvoll. 

An der Universität gehe es um Forschung und Lehre. Jeder, der Leistung bringe, sei 
dort herzlich willkommen. Wer aufgrund eines Handicaps besonderen Förderbedarf 
habe, müsse unterstützt werden, wo dies möglich sei. Letztlich müssten jedoch die 
verlangten Leistungen erbracht werden. Mittel für ein Diversity-Management benötige 
man dafür nicht.  

Die Landesregierung sehe Programme zur Förderung der Rückkehr des hochqualifi-
zierten Forschungsnachwuchses vor. Die von ihm genannten Einsparpotenziale könn-
ten für bessere Bedingungen an den Hochschulen verwendet werden, damit es solcher 
Förderprogramme gar nicht bedürfe. 

Digitalisierung existiere – natürlich in geringerem Umfang – schon seit Langem. Die 
Übernahme der Steuerung durch digitale Medien werde immer stärker und schneller. 
Dennoch sei der gewählte Mittelansatz zu hoch. Lernen als solches sei analog. Statt-
dessen sollten Mittel für Studierendenwerke eingesetzt werden, um analoge Bedürf-
nisse wie Essen, Trinken und Wohnen befriedigen zu können.  

Moritz Körner (FDP) betont, Geld für eine Europauniversität sehe der Haushalt nicht 
vor, dagegen werde der Mittelansatz für das Institute for Environment and Human 
Security der United Nations University erhöht.  

Die AfD wolle den Ansatz für die Digitalisierung an Hochschulen um 5 Millionen Euro 
reduzieren. Die Hochschulen hätten ihre – auch hochschulübergreifenden – Digitali-
sierungsbedarfe verdeutlicht. Ehrlicherweise müsse man daher konstatieren, die an-
gesetzten 50 Millionen Euro stellten das Minimum dessen dar, was die Hochschulen 
in diesem Bereich bräuchten.  

Der Wissenschaftshaushalt steige überdurchschnittlich um 5,6 %, während sich der 
Gesamthaushalt um 3,2 % erhöhe.  

Im Bereich der Hochschulmedizin gehe das Land einen wirklich wichtigen Schritt mit 
der Medizinischen Fakultät OWL.  

Die Förderung der Institute der Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft würden deut-
lich aufgestockt.  
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Im weiteren Haushaltsverfahren gebe es möglicherweise weitere Änderungsanträge. 
Auch darauf müsse man schauen. Über den Studienstandort Gütersloh werden noch 
intensiv in den Koalitionsfraktionen gesprochen, um eine gute Lösung zu finden. 

Der zusätzliche Mittelbedarf der Studierendenwerke werde je nach Fraktion mit Beträ-
gen zwischen 1,5 Millionen Euro und 12 Millionen Euro beziffert. Das Problem sei je-
doch grundlegender. Das Problem der überhitzten Wohnungsmärkte für Studierende 
könne die Wissenschaftspolitik nicht alleine lösen.  

Laut Bauministerium würden die zur Verfügung stehenden Mittel allerdings noch gar 
nicht in vollem Umfang abgerufen. Auch an der Stelle müsse nachgebessert werden. 
Die beiden Ministerien stimmten sich intensiv ab, um das Problem anzugehen. Seines 
Wissens solle ein Gutachten dazu erstellt werden. Bedacht werden müsse auch, dass 
die Sanierung von Studierendenwerken zunächst zu sinkenden Wohnungszahlen 
führe. Das sei problematisch.  

Sigrid Beer (GRÜNE) unterstreicht, die Grünen trügen den Änderungsantrag zur Wei-
terbildung mit. Das passe sehr gut zu der Landesstrategie, die von den Weiterbildungs-
einrichtungen vorgetragen worden sei.  

Von insgesamt knapp 4,9 Millionen Euro Entflechtungsmitteln für Bildungsplanung, die 
im Rahmen der Föderalismusreform zur Verfügung gestellt worden seien, verblieben 
3,4 Millionen Euro im Ministerium für Schule und Bildung. 1.457.600 Euro würden an 
das Wissenschaftsministerium weitergeleitet. Dieser Betrag finde sich allerdings we-
der als Einnahme noch als Ausgabe im Haushalt wieder. Dargelegt werden solle, wel-
che Mittel in welchem Bereich verausgabt würden und warum diese Mittel nicht im 
Haushalt auftauchten. 

Für die Studiengänge „Precision Farming“ und „Freiraummanagement“ an der Hoch-
schule Ostwestfalen-Lippe fielen die Mittel im Geschäftsbereich des Umweltministeri-
ums ab 2019 komplett weg. Der eingestellte Betrag decke den Bedarf bei Weitem 
nicht. Deswegen stellten die Grünen den Antrag, den Ansatz um 2 Millionen Euro auf-
zustocken.  

Seitens des Wissenschaftsministeriums sei der Hochschule offenbar bislang nur avi-
siert worden, man wolle sich bemühen, Mittel für 2019 bzw. 2020 zusätzlich in den 
Haushalt einzustellen. Das sei zu wenig und entspreche nicht dem Beschluss des 
Landtags. Die Ministerin solle ausführen, wie verbindlich die Zusage sei, dass diese 
Mittel im Rahmen der neuen Haushaltsverhandlungen eingestellt würden. Eine ver-
lässliche Planung sei nötig. 

Raphael Tigges (CDU) meint, der Antrag der Grünen zur Aufstockung der Mittel für 
die Fachhochschule Ostwestfalen-Lippe sei unklar. Seiner Information sollten die für 
2019 eingestellten Mittel noch ausreichend sein. Im Antrag werde gefordert, den An-
satz für 2020 zu erhöhen. Spätestens dann müsse in der Tat darüber befunden wer-
den, wie es weitergehen solle. In den aktuellen Beratungen gehe es um 2019. In der 
Sache bestehe Einigkeit, dass dort ein wichtiges und richtiges Projekt angeschoben 
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worden sei. Das Ministerium nehme sich dessen weiter an und bespreche und beplane 
das Projekt in engem Kontakt mit der Fachhochschule OWL.  

Auch bezüglich der Fachhochschule Bielefeld bestehe Einigkeit, das weitere Vorgehen 
fördern zu wollen. Die regierungstragenden Fraktionen führten dazu noch abstim-
mende Gespräche.  

Dr. Stefan Berger (CDU) betont, der guten Einnahmesituation stehe das Ziel einer 
schwarzen Null gegenüber, durch die sich die Koalition selbst verpflichtet und ihren 
Spielraum eingeengt habe. Für die Zukunft sei dieser Weg aber einem weiteren Schul-
denaufwuchs vorzuziehen. 

Die Finanzierung des Graduierteninstituts stehe bis Ende 2019. Wie es dann weiter-
gehe, hänge von dem Ergebnis der Evaluation ab.  

Die Studierendenwerke hätten in der Tat große Investitionsbedarfe vor sich. Die Lan-
desregierung habe ein Gutachten in Auftrag gegeben, um zu klären, wie Bautätigkeiten 
und andere Investitionen in Immobilien bei den Studierendenwerken behandelt werden 
sollten. Dazu bedürfe es eines grundsätzlichen Konzeptes. Laut eigener Aussage be-
laufe sich der Investitionsstau auf 350 Millionen Euro.  

Die Studierendenwerke erhielten 2 Millionen Euro mehr für Bafög. Insgesamt seien die 
Mittel ein bisschen zu niedrig. In den nächsten Jahren werde eine Grundsatzstrategie 
benötigt, um weiterzukommen.  

Gabriele Hammelrath (SPD) spricht ihre Anerkennung für den Weiterbildungsbereich 
aus. Das Geld sei gut angelegt. Die Dynamisierung stelle einen hilfreichen Schritt dar. 

Die Gesetzesnovellierung und die damit verbundene neue Finanzierungsstruktur 
werde noch viel Diskussionsarbeit erfordern. 

Nach Auffassung der AfD-Fraktion sei Frauenförderung an Hochschulen nicht nötig, 
da es nur um Leistung gehe. Sehe man sich allerdings die Karrierewege junger Frauen 
an Universitäten und Hochschulen für angewandte Wissenschaften an und setze dies 
in Relation zu ihren Ergebnissen in Abitur und Studium, werde klar, dass eine wirkliche 
Gleichstellung noch nicht erreicht sei, sondern gesellschaftspolitische Maßnahmen er-
forderlich seien. 

Dietmar Bell (SPD) bietet an, die Anträge der SPD-Fraktion zu den Studierendenwer-
ken und zum Studienstandort Gütersloh zurückzustellen, bis CDU und FDP ihre Ge-
spräche abgeschlossen hätten, stellt aber klar, bei der Erhöhung des Ansatzes für die 
Studierendenwerke gehe es um die Grundfinanzierung, um beispielsweise Tarifstei-
gerungen beim Personal auszugleichen. Erfolge diese Erhöhung nicht, seien die Stu-
dierendenwerke zu einer Beitragserhöhung gezwungen. 

Davon abzugrenzen sei der große Sanierungsstau im Immobilienbereich im Umfang 
von etwa 350 Millionen Euro, zu dem noch einmal 160 Millionen Euro bis 170 Millionen 
Euro für Neubauprojekte hinzukämen. 
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In den letzten Jahren habe die Vorgängerregierung 40 Millionen Euro aus HSP-Mitteln 
für die Sanierung von Wohnheimen zur Verfügung gestellt, um Abgänge zu verhindern. 

Die Studierendenwerke seien von Rot-Grün damals gebeten worden, eine Be-
standsanalyse ihrer Bauten vorzunehmen, weil das Gesamtinvestitionsvolumen nicht 
erkennbar gewesen sei. Nun müsse überlegt werden, welche Lösung haushalterisch 
machbar sei. Gleichzeitig müssten die großen Probleme der Studierendenwerke an-
gegangen werden.  

Nach Aussage der Ministerin in einer Ausschusssitzung habe im September ein Gipfel 
„Städtisches Wohnen“ innerhalb der Landesregierung stattfinden sollen. Die Ergeb-
nisse kenne er nicht, aber die Situation sei schwierig und die SPD sei diskussionsbe-
reit, um eine gute Lösung zu finden. 

Sigrid Beer (GRÜNE) unterstreicht, im nächsten Jahr fehlten 2 Millionen Euro an der 
Fachhochschule Ostwestfalen-Lippe. Zusätzlich entfielen die Mittel aus dem Umwelt-
ressort. Sie biete an, diesen Änderungsantrag zurückzuziehen, wenn bei den Koaliti-
onsfraktionen noch Beratungsbedarf bestehe.  

Die Ministerin werde um Erläuterung gebeten, inwieweit verbindliche Gespräche für 
die Haushaltsaufstellung 2019 stattfänden. Ihrer Kenntnis nach wolle man versuchen, 
mehr Gelder einzustellen. Das entspreche nicht der Verbindlichkeit, die die Parlamen-
tarier gemeinsam der Fachhochschule angedeihen lassen wollten.  

Matthi Bolte-Richter (GRÜNE) legt dar, das Graduierteninstitut habe im Zeitraum von 
2016 bis 2018 aus dem Zukunftsfonds eine Anschubfinanzierung von jährlich 
400.000 Euro erhalten. Die Kanzlerkonferenz habe ihren Wunsch bekundet, über das 
Jahr 2018 hinaus eine längerfristige Förderung des Graduierteninstituts durch die Lan-
desregierung zu erhalten. Zur weiteren Erfüllung des hochschulgesetzlichen Auftrags 
sei für 2019 ein Bedarf in Höhe von 1 Million Euro ermittelt worden, der in den Folge-
jahren auf 2 Millionen Euro ansteige. Dafür sei eine Etatisierung erforderlich. Deshalb 
sei ein Änderungsantrag gestellt worden.  

Ihren Änderungsantrag zu den Studierendenwerken stellten die Grünen angesichts 
der angekündigten Beratungen innerhalb der Koalitionsfraktionen zunächst zurück. 

Zum Studienstandort Gütersloh bitte er um eine ergänzende Berichterstattung. Er sei 
davon ausgegangen, dass der bisherige Ansatz auch aus FH-Sicht auskömmlich sei. 
Andernfalls müsse der Ansatz erhöht werden. Bis zur Klärung aller Fragen werde auch 
dieser Änderungsantrag zurückgestellt. 

Helmut Seifen (AfD) hebt hervor, die AfD fordere keineswegs die Auflösung des 
Haushaltstitels zur Förderung der Gleichstellung, sondern lediglich die Reduzierung 
der Mittel um ca. 1 Million Euro, sodass der Ansatz in etwa auf bisheriger Höhe ver-
bleibe. Die AfD spreche sich vehement für die Förderung der Gleichstellung an Hoch-
schulen aus, sehe angesichts der zur Verfügung stehenden 3 Millionen Euro aber 
keine Notwendigkeit zur Erhöhung des Ansatzes. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 35 - APr 17/420 

Wissenschaftsausschuss 07.11.2018 
20. Sitzung (öffentlich)  
 
 
Gleiches gelte für die angesprochenen europäischen Belange. 

Sigrid Beer (GRÜNE) entgegnet, die AfD nehme damit in Kauf, dass keine Kofinan-
zierung des Professorinnenprogramms mit Bundesmitteln erfolge.  

Ministerin Isabel Pfeiffer-Poensgen (MKW) bestätigt, das Graduierteninstitut sei bis 
Ende 2019 finanziert. In der Übergangszeit erfolge dies aus dem sogenannten Zu-
kunftsfonds. Im nächsten Jahr werde eine Evaluation vorgenommen und dann über 
das weitere Vorgehen entschieden. 

Parallel dazu sei eine Arbeitsgruppe mit Universitäten, Fachhochschulen und dem 
Graduierteninstitut eingerichtet worden, um zu überlegen, wie man zu einer für alle 
Seiten befriedigenden Lösung kommen könne. Idealerweise solle dies parallel zur No-
vellierung des Hochschulgesetzes geschehen, damit die Arbeitsergebnisse noch in 
das Gesetz eingearbeitet werden könne. 

Bauministerium und Wissenschaftsministerium hätten gemeinsam überlegt, wie die 
Immobiliensituation der Studierendenwerke verbessert werden könne. Das Bauminis-
terium habe der einen oder anderen Sofortmaßnahme zur Rettung von Studenten-
wohnheimen kritisch gegenübergestanden, weil es sich dabei nicht um dauerhaft er-
haltenswerte Immobilien gehandelt habe.  

Zum anstehenden Sanierungs- und Neubaubedarf solle ein Gutachten erstellt werden, 
um daraus einen Maßnahmenkatalog entwickeln und einen sinnvollen Verlauf sicher-
stellen zu können. 

Im September habe es einen sogenannten Wohnungsgipfel für Studierende in Münster 
gegeben. Der nächste Gipfel finde im ersten Quartal 2019 in Bonn statt. Ein wichtiges 
Thema für die Studierendenwerke stelle die Suche nach nutzbaren Grundstücken dar. 
Derzeit laufe ein Darlehnsprogramm, das über die NRW.BANK abgewickelt werde. 
Nach anfänglichem Zögern würden die Darlehnsmittel nun sehr gut nachgefragt.  

Bei ihrem Besuch in der Fachhochschule sei klipp und klar gewesen, dass die Mittel 
für 2019 ausreichten. Ab 2020 müsse eine Lösung gefunden werden.  

RBr Dr. Dieter Herr (MKW) erläutert, die Entflechtungsmittel hätten mit den Zahlungs-
strömen zwischen Bund, Land und innerhalb des Landes zu tun. Das Schulministerium 
leite die Mittel des Bundes an das Wissenschaftsministerium weiter.  

Das Wissenschaftsministerium weise die Mittel haushaltstechnisch beim Einnahmeti-
tel und bei den Ausgaben in Kapitel 06 100, Titelgruppe 69 nach. Im Entwurf des Haus-
haltsplans 2019 könne auf Seite 190 des Einzelplans 06 nachgelesen werden, dass 
rund 1,2 Millionen Euro für Projekte im Jahr 2017 verausgabt worden seien.  

Es gehe bei diesen Beträgen um zweckgebundene Einnahmen, die problemlos ins 
nächste Haushaltsjahr übertragen werden könnten.  
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Sigrid Beer (GRÜNE) bemängelt, die Ausgaben seien zwar für 2017 nachgewiesen, 
aber für die Haushaltsjahr 2018 und 2019 würden keine Beträge ausgewiesen. Es 
gehe um eine klare Zuweisung der Mittel. 

RBr Dr. Dieter Herr (MKW) stellt klar, die Einnahmen und Ausgaben würden haus-
haltsmäßig im Nachhinein nachgewiesen. Auch in den Vorjahren habe an dieser Stelle 
nie ein Betrag gestanden, weil das Geld dem Schulministerium zufließe. Der Betrag 
für 2018 stehe nach Abschluss des Haushaltsjahres fest und könne im Haushaltspla-
nentwurf für das Jahr 2020 nachgelesen werden. 

 a) Abstimmungen über die Änderungsanträge der Fraktionen zu Einzelplan 06 
(s. die als Anlage beigefügte Tischvorlage) 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 010, Titel 422 01 mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stim-
men der Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen und AfD bei 
Enthaltung der Fraktion der SPD ab.  

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 010, Titel 427 01 mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stim-
men der Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen und AfD bei 
Enthaltung der Fraktion der SPD ab.  

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 010, Titel 428 01 mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stim-
men der Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen und AfD bei 
Enthaltung der Fraktion der SPD ab.  

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 010, Titelgruppe 60, Titel 
547 60 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP 
gegen die Stimmen der Fraktionen von Bündnis 90/Die Grü-
nen und AfD bei Enthaltung der Fraktion der SPD ab.  

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 010, Titelgruppe 60, Titel 
812 60 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP 
gegen die Stimmen der Fraktionen von Bündnis 90/Die Grü-
nen und AfD bei Enthaltung der Fraktion der SPD ab.  
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Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 010, Titelgruppe 61, Titel 
547 61 mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP 
gegen die Stimmen der Fraktionen von Bündnis 90/Die Grü-
nen und AfD bei Enthaltung der Fraktion der SPD ab.  

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 010, Titel 812 20 mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stim-
men der Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen und AfD bei 
Enthaltung der Fraktion der SPD ab.  

Die Fraktion der SPD stellt ihren Änderungsantrag zu Kapitel 
06 027, Titel 684 70 noch nicht zur Abstimmung. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion der 
AfD zu Kapitel 06 027, Titel 684 70 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen 
gegen die Stimme der AfD ab.  

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen stellt ihren Änderungsan-
trag zu Kapitel 06 027, Titel 684 70 noch nicht zur Abstim-
mung. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion der 
AfD zu Kapitel 06 030, Titel 686 52 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen 
gegen die Stimme der AfD ab.  

Der Ausschuss stimmt dem Änderungsantrag der Fraktionen 
der CDU und der FDP zu Kapitel 06 072, Titel 686 21 ein-
stimmig zu.  

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion der 
AfD zu Kapitel 06 100, Titel 685 53 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen 
gegen die Stimmen der AfD ab.  

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion der 
AfD zu Kapitel 06 100, Titel 685 56 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen 
gegen die Stimmen der AfD ab.  
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Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 100, Titel 685 59 (NEU) mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD gegen 
die Stimmen der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen ab.  

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 100, Titel 685 60 (NEU) mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD gegen 
die Stimmen der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen ab.  

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 100, Titel 685 61 (NEU) mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD gegen 
die Stimmen der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen ab.  

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 100, Titel 685 62 (NEU) mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD gegen 
die Stimmen der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen ab.  

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion der 
AfD zu Kapitel 06 100, Titelgruppe 73 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen 
gegen die Stimme der Fraktion der AfD ab.  

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion der 
AfD zu Kapitel 06 100, Titelgruppe 77 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen 
gegen die Stimme der Fraktion der AfD ab.  

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zu Kapitel 06 750, Titel 685 10 mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD gegen die 
Stimmen der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
ab.  

Die Fraktion der SPD stellt ihren Änderungsantrag zu Kapitel 
06 680, Titel 685 10 noch nicht zur Abstimmung. 
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b) Gesamtabstimmung zu Einzelplan 06 

Der Ausschuss stimmt Einzelplan 06 einschließlich der zuvor 
beschlossenen Änderungen mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und AfD zu. 

c) Nachtragshaushaltsgesetz 2018 

Der Ausschuss stimmt dem Nachtragshaushaltsgesetz 2018, 
Drucksache 17/3400 inklusive Drucksache 17/4099, mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimme 
der Fraktion der AfD bei Enthaltung der Fraktionen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen zu. 
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